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(Frank Herrmann [PIRATEN]: Die habe ich 
gerade vorgelesen!) 

Ich habe sie einmal bezogen auf den Bereich der 
Telefonüberwachung gestellt. Da hat sich heraus-
gestellt, dass bei der angeblich so erfolgreichen Te-
lefonüberwachung, der eine 85%ige Erfolgsquote 
zugeschrieben wird, niemand weiß, wie viele Leute 
überhaupt verurteilt wurden, weil nämlich Erfolg im 
Sinne der Statistik ist: Telefonüberwachung wegen 
räuberischer Erpressung angeordnet. – Im Telefo-
nat sagt er: Ich bin ohne Fahrkarte gefahren. – Er ist 
angeklagt wegen Schwarzfahren und freigespro-
chen worden, weil er vor Gericht sagen konnte: Ich 
hatte eine Karte und konnte es hinterher belegen. –
Das ist ein Erfolg im Sinne der Telefonüberwa-
chungsstatistik.  

Diese Fragen hätte ich Ihnen anempfohlen, wenn 
ich die Fragen, die Sie gestellt haben, als Große 
Anfrage dem Parlament vorgelegt hätte. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Dr. Orth. Das hat geklappt mit der Ankündigung. – 
Für die Landesregierung spricht jetzt der Minister für 
Inneres und Kommunales, Herr Jäger. Bitte schön. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es droht nicht, dass ich 
die Redezeit überschreite, weil das eingetreten ist, 
was ich zu Beginn dieses Tagesordnungspunktes 
schon befürchtet hatte: dass nämlich wegen großer 
Übereinstimmung in den Inhalten zwischen den 
Fraktionen das meiste schon gesagt wurde. Insbe-
sondere Herr Körfges hat bereits zu Beginn das 
Thema eigentlich abgeräumt. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Das ist mir 
nicht aufgefallen!) 

Ich will nur zwei Dinge noch einmal deutlich ma-
chen. Bei diesen Maßnahmen handelt es sich um 
Bundesrecht. Es handelt es sich um Regelungen 
des Bundes in der Strafprozessordnung. Diese Re-
gelungen gelten für alle Behörden bundesweit. Im 
ersten Schritt ermittelt die Polizei, dass es die Not-
wendigkeit einer Maßnahme gibt. Im zweiten Schritt 
prüft die Staatsanwaltschaft rechtlich, ob eine Ver-
hältnismäßigkeit gegeben ist. Im dritten Schritt wird 
das einem Gericht bzw. einem Richter vorgelegt, 
der ebenfalls die Rechtmäßigkeit und Verhältnis-
mäßigkeit zu prüfen hat. Diese Regelungen der 
Strafprozessordnung gelten für alle Polizeibehörden 
der Länder und des Bundes bundesweit. 

Das Problem, das Sie aufgemacht haben, Herr 
Herrmann – ich kann das ja in Teilen nachvollzie-
hen –, 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Das ist schon 
mal gut!) 

ist: Sind diese Maßnahmen eigentlich von Erfolg 
gekrönt? Das würde bedeuten, bei jeder dieser 
Maßnahmen tief in die Ermittlungsakte einzusteigen 
und zu prüfen, ob die Maßnahme anschließend zu 
einer Verurteilung geführt hat. Eine solche statisti-
sche Erhebung würde dazu führen, Daten zu ag-
gregieren, die personenbezogen sind oder perso-
nenbeziehbar sind. Damit würden Sie das genaue 
Gegenteil von dem erreichen, was Sie eigentlich 
wollen.  

Insofern freue ich mich auf die Debatte im Innen-
ausschuss, wo wir diese Positionen noch einmal 
miteinander vertiefen können. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Genau!) 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Minister Jäger. – Damit sind wir am Schluss der 
Aussprache. Es liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen mehr vor. Ich stelle fest, dass die Große An-
frage 10 der Piratenfraktion hiermit erledigt ist. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag 
der Piratenfraktion Drucksache 16/6118. Der Ältes-
tenrat empfiehlt die Überweisung des Antrags an 
den Innenausschuss; dort soll die abschließende 
Abstimmung in öffentlicher Sitzung erfolgen. Ist je-
mand gegen die Überweisungsempfehlung oder 
möchte sich enthalten? – Das ist nicht der Fall. Da-
mit ist der Antrag wie besprochen überwiesen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 

6 Gesetz zur Änderung des Bestattungsgeset-
zes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/2723 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses  
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 16/6138 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/6222 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 16/6225 

zweite Lesung 
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Ich eröffne die Aussprache. Für die SPD-Fraktion 
spricht zunächst der Kollege Scheffler. 

Michael Scheffler (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem vorge-
legten Gesetzentwurf und dem Änderungsantrag 
der Koalitionsfraktionen machen wir damit ernst, ein 
Aufstellungsverbot für Grabsteine, die in schlimms-
ter Form der Kinderarbeit hergestellt worden sind, 
zu ermöglichen. Dies entspricht im Übrigen auch 
dem Wunsch vieler Friedhofsträger, insbesondere 
vieler christlicher Friedhofsträger. 

Die Aufstellung von Grabsteinen gehört in unserem 
Land zur allgemeinen Bestattungskultur. Es ist üb-
lich, auch oft mit edlen Steinen an geliebte Men-
schen zu erinnern. Dagegen ist selbstverständlich 
nichts einzuwenden. 

Meine Damen und Herren, verwerflich ist es jedoch, 
wenn – nach einer Schätzung des Instituts für Öko-
nomie und Ökumene – allein in der indischen Stein-
industrie mindestens 150.000 Kinder daran arbei-
ten, Grabsteine für unsere Wünsche zu fertigen. Die 
Arbeitsbedingungen in den indischen Steinbrüchen 
sind bei brütender Hitze und mit ungefiltertem 
Steinstaub schier unerträglich. Viele Kinder sterben 
durch den Staub im jungen Alter durch Lungener-
krankungen. So berichtet zum Beispiel die Kam-
pagne „Aktiv gegen Kinderarbeit“. 

Im November dieses Jahres werden die UN-
Kinderrechte 25 Jahre alt. Die UNICEF hat deshalb 
jüngst einen Bericht zu deren Umsetzung heraus-
gegeben. Die Ergebnisse sind auch nach einem 
Vierteljahrhundert immer noch in vielen Bereichen 
erschütternd. Bis heute müssen beispielsweise al-
lein 168 Millionen Mädchen und Jungen weltweit 
unter ausbeuterischen Bedingungen arbeiten. 

Wir hier in Nordrhein-Westfalen können mit relativ 
einfachen Mitteln unseren Teil dazu beitragen, dass 
viele Kinder weltweit besser geschützt werden – 
beispielsweise, indem wir die Rohmaterialien für 
unsere Grabsteine nicht mehr von ihnen anfertigen 
lassen. Mit dem neuen Gesetz können vor Ort 
rechtssichere Friedhofssatzungen erlassen werden, 
die dies sicherstellen. Künftig müssen dann über 
eine Zertifizierungsstelle Bestätigungen erteilt wer-
den, dass die Herstellung der Steine ohne die 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit erfolgt ist. 

Der Stichtag zum 1. Mai 2015 sichert insbesondere 
auch den kleinen und mittleren Betrieben der 
Steinmetze die Bestände, die sich noch in den La-
gern befinden; denn bis dahin dürfen die vorher im-
portierten Grabsteine verkauft werden. Damit sind 
die ursprünglich geäußerten Befürchtungen der 
Steinmetzinnungen ausgeräumt. 

Meine Damen und Herren, die meisten unserer 
Mitmenschen hegen den Wunsch, ihre Angehörigen 
respektvoll zu bestatten und zu verabschieden. 
Dass sie dabei nicht nur den christlichen Riten fol-

gen, versteht sich selbstredend. Bestattungsgesetze 
nehmen die üblichen religiösen Riten eines Landes 
auf. Deshalb ist das neue Gesetz innovativ und 
wichtig, weil nunmehr gemeinnützigen Religions-
gemeinschaften oder religiösen Vereinen ermöglicht 
werden soll, selbstständig einen Friedhof zu betrei-
ben. Darauf wird der Kollege Neumann für die SPD-
Fraktion gleich noch eingehen. 

Aber auch in anderer Hinsicht ist vielfach ein sen-
sibler Umgang mit der Würde und den Wünschen 
der Verstorbenen notwendig: bei den ordnungsbe-
hördlichen und sogenannten Sozialbestattungen. 
Wir haben in unserem Entschließungsantrag deut-
lich gemacht, dass hier noch einiges zu tun ist. Lei-
der gibt es keine einheitlichen Standards für Bestat-
tungen, die von Kommunen finanziert werden müs-
sen, weil sonst niemand dafür aufkommt.  

Deshalb wünschen wir uns, dass die Kommunen 
und die kommunalen Spitzenverbände dafür Sorge 
tragen, dass bei Sozialbestattungen auch die Wün-
sche und gegebenenfalls die Religion des Verstor-
benen berücksichtigt werden und für eine würdevol-
le letzte Ehrung gesorgt wird. 

Als zusätzlichen dringenden Aspekt möchte ich her-
vorheben, dass nach der Verabschiedung dieses 
Gesetzes durch Modelle mit neuen Verfahren er-
probt werden kann, wie sich die Qualität der äuße-
ren Leichenschau, die immer wieder diskutiert wird, 
verbessern lässt. Damit wird sichergestellt, dass in 
Zukunft eine höhere Genauigkeit bei der Ermittlung 
der Todesursachen erzielt wird. 

Auch möchten wir geprüft wissen, inwieweit die Ver-
fahren der Leichenschau vor Bestattungen und 
Überführungen ins Ausland beschleunigt werden 
können, um religiösen Vorschriften, die eine schnel-
le Bestattung vorsehen, besser gerecht zu werden. 
Im Übrigen gehen wir davon aus, dass auch künftig 
alternative Bestattungsformen möglich sein werden 
und das Gesetz nicht so eng ausgelegt wird, dass 
dies künftig nicht mehr machbar sein wird. 

Wir haben eine Bestattungskultur, die sich weiter-
entwickelt. Ich gehe davon aus, dass wir mit der 
Novellierung des Bestattungsgesetzes einigen Ent-
wicklungen positiv Rechnung getragen haben wer-
den. 

Ich bitte die Damen und Herren des Landtages, 
dem Änderungsantrag, dem Gesetzentwurf und 
dem Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen 
zuzustimmen, und bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Scheffler. – Nächster Redner ist Herr Kolle-
ge Post für die CDU-Fraktion. 
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Norbert Post (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Dem Mensch stehen 
Wert und Würde nicht nur im Leben zu. Sie reichen 
über den Tod hinaus. Daher ist die Bestattungskul-
tur einer Gesellschaft ein Ausdruck von Humanität 
und auch des Umgangs mit den Lebenden. 

Dem folgend ist ebenso die Würde des Bestat-
tungsortes zu wahren. Veränderte Bestattungsmög-
lichkeiten haben sich in der Gegenwart bei einigen 
Menschen zu Wünschen erweitert, anders zu be-
statten, als sich das in der Kultur des Abendlandes 
ergeben hat. So wenigstens scheint es die Wahr-
nehmung des Ministeriums zu sein. 

Nun sind Sie, Frau Ministerin, und die Regierungs-
fraktionen schon 2003 auf den Weg der Subjektivie-
rung des zu Bestattenden unter Hintanstellung der 
menschlichen Kultur, der abendländischen Bestat-
tungskultur, gegangen. Dabei ist festzustellen, dass 
an das neuerliche Änderungsgesetz fast technisch 
herangegangen wurde. Gestatten Sie mir aber, 
deutlich zu machen, dass wir es hier nicht mit einer 
technischen Anleitung zu tun haben, sondern mit 
einem großen, über zigtausend Jahre hergeleiteten 
Kulturgut, dem Kulturgut Bestattung. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Lassen Sie mich zunächst auf einige jetzt vorge-
nommene Veränderungen eingehen. Nach dem 
Gesetz werden der Transport und das Transportmit-
tel für Tote dem jeweiligen Transporteur weiterhin 
freigestellt. Welche Folgen und Auswüchse dies hat, 
dafür gibt es in der Medienlandschaft genügend 
Beispiele. Die Beispiele des Missbrauchs können 
Sie nachlesen. Hier ist eines verkannt worden, dass 
als Anlass der Transport eines Menschen, eines to-
ten Menschen, gegeben ist.  

Ein fast als dilettantisch anmutendes Beispiel für die 
Diktion dieses Gesetzes gibt die Nachweispflicht für 
Urnenbestattungen ab. Zunächst, Frau Ministerin – 
das muss ich ehrlich sagen –, war ich begeistert, 
dass nach diesen Jahren verstanden worden ist, 
dass wir eine Nachweispflicht brauchen. Das unter-
schreiben wir vollkommen. Dann aber kam heraus, 
dass dieser Nachweis der Bestattung gegenüber 
einem Krematorium abgegeben werden soll. Nun 
sind Krematorien nicht gerade in hoheitlichen Auf-
gaben beschäftigt, sondern eher eine Hilfsinstituti-
on. Der Nachweis über den Verbleib eines Men-
schen muss daher sicher gegenüber einer das Per-
sonenstandsregister führenden Verwaltungseinheit 
erfolgen. Übrigens: Nirgendwo steht, was gesche-
hen soll, wenn das nicht erfolgt. 

Zur zweiten Leichenschau: Ja, es ist sicherlich rich-
tig bei der Unwägbarkeit, die es gibt und die in ver-
schiedenen Veröffentlichungen dargestellt werden, 
dass es Stichproben zu einer zweiten Leichenschau 
geben muss. Wir halten es nicht für sinnvoll, wenn 
ein gesamtes Gebiet mit einer zweiten Leichen-
schau überzogen wird, da dann Vorinformationen 

gegeben sind. Eine ehrliche Stichprobe gibt mehr 
Aufschluss über das Verfahren. Beides ist im Ge-
setz ermöglicht. Wir sehen aber die zweite Möglich-
keit als sinnvoller an. Die zweite Art des Modellver-
suches ist uns also lieber. 

Allerdings dürfte diese zweite Leichenschau dann 
schwerfallen, wenn Sie die Verkürzung der Bestat-
tungsfrist auf 24 Stunden ermöglichen wollen. Da 
muss noch nachgearbeitet werden. Das ist nicht lo-
gisch und nicht schlüssig. Das wird nicht gelingen. 

Lassen Sie mich aber auch lobend erwähnen, dass 
die Länge der Bestattungsfrist angepasst wurde. 
Das ist in Ordnung und trägt dem Rechnung, dass 
Familien zum Teil weit disloziert sind, weit ausei-
nander leben. Auch unsere Art von Feiertagen führt 
oft dazu, dass eine Bestattung binnen acht Tagen 
fast nicht möglich ist. 

Bei der infrage stehenden Unterbindung der Kin-
derarbeit bei der Gewinnung von Steinrohlingen für 
die Gedenksteine haben Sie einen möglicherweise 
gangbaren Weg gefunden. Hier bitten wir aber zu 
evaluieren, ob das Verfahren, das Sie mit dem Än-
derungsantrag der Regierungsfraktionen endgültig 
angepasst haben, in der Praxis wirklich umsetzbar 
ist. Da bedarf es einer kurzfristigen Evaluierung im 
Rahmen von mindestens ein bis zwei Jahren, damit 
man weiß: Es geht. Es funktioniert in dieser Form 
oder es funktioniert nicht.  

Für mich unerklärlich bleiben allerdings Maßnah-
men, die die Friedhofsträgerschaft mit allen Rechten 
und Pflichten auf Vereine oder Gemeinschaften 
übertragen können. Diese Gemeinschaften brau-
chen nicht mehr Körperschaft öffentlichen Rechts zu 
sein. Die langen Laufzeiten von Gräbern auf Fried-
höfen und andere Rechtsfolgen der vollständigen 
Übertragung auf einen Verein sowie die Sicherstel-
lung bergen große unwägbare Gefahren für diese 
Vereine, für diese Übernehmer, aber auch für die 
dann in Sicherung tretende öffentliche Hand, wenn 
es nämlich nicht funktioniert mit den Vereinen. Die-
se Vereine haben also keinen Körperschaftscharak-
ter, obwohl wir gerade hier im Landtag das neue 
Körperschaftsgesetz beraten und man da Ansätze 
finden könnte, um das Ganze gangbarer und ver-
nünftiger zu machen. 

Es ist fahrlässig, wenn Sie den Vereinen Rechtsfol-
gen aufoktroyieren, die Sie kaum übersehen kön-
nen, falsch, wenn Sie hier Gruppierungen unter-
schiedlich behandeln und die Bedingung zur Trä-
gerschaft vehement aufweichen. Welche späteren 
Folgen das haben kann, das werden wir erleben.  

Das alles aber ist unnötig, da auf erreichbaren öf-
fentlichen Friedhöfen separate Felder für Bestattun-
gen nach eigenen Riten und eigenen Ordnungen 
geschaffen werden können. Das hat uns die Anhö-
rung der Vertreter der Kommunen und Kommunal-
verbände eindeutig gezeigt. Fragen Sie die Kom-
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munen. Das ist anbietbar in erreichbarer Entfer-
nung.  

Die Landesregierung legt hier einen Gesetzentwurf 
vor, der sich wieder ein Stück weiter von der her-
kömmlichen abendländischen Kultur im Umgang mit 
Verstorbenen entfernt. Die in dem hier vorliegenden 
Gesetzentwurf noch weiter erleichterte anonyme 
Beisetzung zeigt, wie eine Entfernung von den 
Grundwerten, von der menschlichen Bindung an 
das Grab als Ort der Trauer gegeben ist. 

Dazu muss ich hier nochmals deutlich machen, 
dass Sie in dieser Vorgehensweise den Menschen 
fast ausschließlich als individuelles Wesen und we-
niger als soziales Wesen betrachten. Allein der ver-
einzelte Wunsch nach anonymer Bestattung reicht 
nicht, um dies allgemein zu machen.  

Als Bedingtheit des typisch Menschlichen wird von 
Hans Jonas, dem jüdischen Philosophen und Ver-
fasser des „Prinzips Verantwortung“, ausgeführt, in 
der Anthropologie werde neben dem Werkzeug und 
der Schaffung des Bildes das Grab als eben jenes 
typisch Menschliche festgelegt. 

Auch in der Literatur bei Marie Luise Kaschnitz wird 
die Sensibilität für Orte ebenso groß geschrieben 
wie der Sinn für Trauer um die Toten.  

Immer wieder hört man, man könne ja auch der To-
ten gedenken, wenn man nicht ein Grab, einen Ort, 
vorfindet. Aber machen Sie sich bitte klar, dass 
Trauerkontakt nicht nur virtuell stattfinden kann, weil 
Leben, auch wenn Medien uns das heute manch-
mal anders suggerieren, nun mal nicht virtuell ist, 
auch wenn die Welt immer virtueller zu werden 
scheint. 

Vor einem Grab zu stehen, macht bewusst, dass 
das Leben endlich ist. Ja, Menschen benötigen 
nicht nur Anlässe und Ideen zur Trauer, sondern 
auch Orte und reale Gegebenheiten. Sie leisten 
Vorschub, ihnen diese zu nehmen. 

Am Grab wird das Nachdenken über das Nachher 
bewusst und begreifbar. Dadurch bedenkt der 
Mensch auch das Jetzt und Hier seiner selbst. Am 
Grab kristallisiert sich die Frage des Woher und 
Wohin und auch des Seins außerhalb meines jetzi-
gen Tuns und Erfahrens heraus. Menschen brau-
chen also Orte, Gegenstände, dinglich bezogene 
Anlässe, die sie im wahrsten Sinne des Wortes be-
greifen können. Sie benötigen sie zum Erinnern, zur 
Trauer und zum Aufbau der Zukunft auf ihre Ver-
gangenheit. Der Mensch lebt nicht nur sich selbst. 
Er lebt auch die Gemeinschaft. Er stirbt nicht nur 
sich selbst, sondern er stirbt auch die Gemein-
schaft.  

Hans Jonas, den ich eben erwähnt habe, spricht 
von „nachhaltigem Handeln“. Dafür wird er verehrt. 
Er ist der Meinung, dass der Mensch im Blick auf 
das Grab damit sogar weit über Werkzeug und Bild 
hinaus zum typisch Menschlichen gelangt. 

Meine Damen und Herren und sehr verehrte Frau 
Ministerin, achten Sie darauf, dass Sie dieses ty-
pisch Menschliche nicht weiter verlassen. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Post. – Für die grüne Landtagsfraktion 
spricht jetzt Frau Kollegin Velte. 

Jutta Velte (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Post! 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Nach dieser Predigt gestatten Sie mir, 
dass ich Herrn Post zuerst nenne und jetzt versu-
che, wieder ein wenig auf den Boden des Bestat-
tungsgesetzes zurückzukommen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Post, Sie haben viel von der Kultur des Abend-
landes gesprochen. 

(Norbert Post [CDU]: Nur einmal!) 

– Nein, Sie haben die Kultur des Abendlandes auch 
im Abschlussteil mehrfach erwähnt. Zur Kultur des 
Abendlandes gehört ja auch etwas in den Bestat-
tungskulturen, nämlich die jüdischen Friedhöfe. Wir 
haben uns erklären lassen, dass die jüdischen 
Friedhöfe – der älteste soll wohl 1.000 Jahre alt sein 
und befindet sich in Worms – auch eigene Erde 
brauchen, dass sie Eigenes brauchen. 

Sie nicken jetzt so wissend und sagen: Ja toll, das 
ist so, das haben wir. – Aber Sie haben es in Ihrer 
ganzen Rede nicht einmal geschafft, von muslimi-
schen Begräbnisstätten zu sprechen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Denn das ist aus grüner Sicht einer der wichtigen 
Punkte, um die es an dieser Stelle geht. Sie haben 
zu Recht angesprochen, Herr Post, dass Bestat-
tungskultur wichtig ist. Sie haben zu Recht ange-
sprochen, dass es wichtig ist, Vielfalt zu repräsen-
tieren – auch in der Bestattungskultur. Aber Sie ha-
ben sich in Ihrer Rede nicht den gesellschaftlichen 
Realitäten gestellt. Die gesellschaftlichen Realitäten 
sind wichtig, und das Bestattungsgesetz nimmt sie 
auf, indem sie es den Menschen in Form der Belei-
hung möglich macht, ihre Begräbnisstätten aufzu-
bauen und zu betreiben.  

Wie wichtig das ist, erfährt man eigentlich immer, 
wenn man muslimische Vereine besucht, die auch 
stets danach fragen: Wie und wo können wir unsere 
Toten in Deutschland bestatten? Deshalb ist es ein 
bisschen unangenehm, wenn Sie es nicht schaffen, 
diesen wichtigen Punkt, der auch zur Vielfalt in un-
serer Gesellschaft beiträgt, offen zu benennen, 
während Mitglieder Ihrer Fraktion durch die musli-
mischen Vereine wandern und sagen: Wir sorgen 
für euch; wir machen alles für euch.  
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(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von der 
CDU) 

– Ja, eben nicht alle. 

(Serap Güler [CDU]: Bei Ihnen auch nicht al-
le!) 

Ich möchte noch auf ein weiteres Argument von 
Herrn Post eingehen, dass mittlerweile mehr und 
mehr Friedhöfe leerfallen.  

(Vorsitz: Präsidentin Carina Gödecke) 

Gerade deswegen ist es für die Kommunen und die 
Kirchen sehr vorteilhaft, wenn sie Begräbnisstätten, 
die nicht genutzt werden, auf dem Weg der Belei-
hung an andere Religionsgemeinschaften oder Ver-
eine übertragen können. Das unterstützt die Kom-
munen und hilft ihnen. Das ist doch nicht der Unter-
gang des Abendlandes.  

Ich freue mich sehr, dass es dieses Bestattungsge-
setz gibt. Ich freue mich auch sehr, dass es im Aus-
schuss über den rot-grünen Änderungsantrag ge-
lungen ist, die Frist zur Bestattung noch mal abzu-
senken: auf 24 Stunden. Das kommt vor allem den 
Religionsgemeinschaften entgegen, insbesondere 
den jüdischen und den muslimischen, die sagen. 
Wir brauchen eine kurze Zeit, wenn wir hier bestat-
ten. – Bestattungen schaffen auch so etwas wie 
Heimat. Gerade deswegen ist es wichtig, diese 24 
Stunden zu nehmen.  

Was ich nicht verstanden habe – vielleicht ist das 
aber ein Missverständnis, das sich durchzieht –, ist, 
wie Sie über die zweite Leichenschau gesprochen 
haben. Auch wir haben in unserem Antrag die zwei-
te Leichenschau angesprochen, aber aus völlig an-
deren Gründen. Es ist im Moment sehr schwierig für 
die Menschen, die ihre Angehörigen ins Ausland 
überführen wollen, die zweite Leichenschau in ei-
nem angemessenen Zeitraum durchführen zu las-
sen. Deswegen sagen wir: Wir müssen über die 
rechtsmedizinischen Institute eine Notfalloption ha-
ben, und wir brauchen Hinweise an die Kommunen, 
um da das eine oder andere zu verbessern.  

Ich möchte Ihnen zum Abschluss meines Redebei-
trags ein Beispiel aus dem Bergischen Land vortra-
gen. In der schönen Stadt Wuppertal gibt es sehr 
viele Friedhöfe: sehr alte jüdische und sehr alte 
christliche Friedhöfe. Die Wuppertaler haben mir er-
zählt und mehrfach geschrieben – sie waren auch in 
der Anhörung dabei –: Macht schnell das Gesetz, 
damit wir endlich auf dem Begräbnisfeld, das wir an 
diesem jüdischen und diesem christlichen Friedhof 
noch übrig haben, eine muslimische Begräbnisstät-
te einrichten können. In dem Sinne freue ich mich 
sehr darauf, dass wir dieses Gesetz heute verab-
schieden und in der Stadt Wuppertal ein interreligiö-
ser Friedhof entstehen kann. – Danke.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Velte. – Für die FDP-Fraktion spricht Frau 
Kollegin Schneider. 

Susanne Schneider (FDP): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wie sagt der Volks-
mund so treffend? Von der Wiege bis zur Bahre 
Formulare, Formulare. – Mit Ihrem Bestattungsge-
setz, werte Frau Ministerin, fügen Sie beispielswei-
se mit dem Nachweis der ordnungsgemäßen Ur-
nenbestattung ein weiteres hinzu. Mir stellt sich die 
Frage: Was bedeutet ordnungsgemäß? Erdbestat-
tung – ordnungsgemäß, Urnenbestattung – ord-
nungsgemäß, Friedwälder oder Bestattung auf ho-
her See – ordnungsgemäß. Dass Menschen heute 
immer häufiger sehr konkrete Vorstellungen von ih-
rer eigenen Beerdigung haben, bleibt jedoch gänz-
lich unberücksichtigt, obwohl sich die Bestattungs-
kultur in diesem Land in den letzten Jahren deutlich 
gewandelt hat.  

Wenn jemand wünscht, dass seine Totenasche als 
Erinnerungsstück für die Hinterbliebenen zum Dia-
manten verpresst wird, möchte ich dies nicht gene-
rell verurteilen.  

Oder wenn die Liesel die Asche ihres verstorbenen 
Friedrich im Garten unter der Zierkirsche bestatten 
möchte, weil er dieses Plätzchen immer so mochte 
und dieses auch zu Lebzeiten verfügte, finde ich 
das alles andere als nicht ordnungsgemäß.  

(Beifall von der FDP) 

Solche individuellen Wünsche berücksichtigt das 
Gesetz leider gar nicht. Diese Diskussion sollte aber 
meiner Meinung nach in unserer Gesellschaft ge-
führt werden.  

Auch der Nachweis, dass Grabsteine nicht durch 
Kinderarbeit hergestellt worden sind, erscheint der 
FDP-Landtagsfraktion nicht gerade unbürokratisch 
und nur schwer durchführbar. Sicher möchte nie-
mand der hier Anwesenden, dass Kinder solche 
schweren, gefährlichen Arbeiten durchführen. Wie 
hoch tatsächlich die Zahl der Kinder bei der Herstel-
lung von Grabsteinen ist, lässt sich nicht verlässlich 
feststellen. Fakt ist, Kinderarbeit verletzt Kinder in 
ihren Grundrechten, nimmt den Betroffenen die 
Chance auf Ausbildung und auf qualifizierte Arbeit 
im Erwachsenenalter. Sie bleiben in Armut und 
werden ihrer Zukunftschancen beraubt.  

Die Zertifizierung der Grabmäler und Grabsteinein-
fassungen, die die Landesregierung nun vorschlägt, 
wird aber an den Bedingungen vor Ort leider nichts 
ändern. Das Bundesverwaltungsgericht hat im Ok-
tober 2013 festgestellt, dass es gegen ein generel-
les Aufstellungsverbot von Grabsteinen, die durch 
ausbeuterische Kinderarbeit hergestellt wurden, 
keine Bedenken gibt. Jedoch sollte der Gesetzge-
ber festlegen, wie der Nachweis zu gestalten ist. 
Hierzu vermisse ich in dem geänderten Gesetzent-
wurf konkrete Regelungen.  
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(Beifall von der FDP) 

Wie soll ein solcher Nachweis unveränderbar ange-
bracht werden? Da bin ich gespannt, wie das in der 
Praxis umgesetzt werden soll. Den Schwarzen Pe-
ter haben die Kommunen. Sie sollen entscheiden, 
welche Steine aufgestellt werden dürfen und wer-
den mit Aufgaben zur Anerkennung von Zertifizie-
rungsstellen und der Kontrolle der Einhaltung belas-
tet.  

Was passiert mit den Steinen, die die Steinmetze 
bereits in ihrer Ausstellung haben? Lässt sich defini-
tiv feststellen, ob diese Steine ohne Kinderarbeit 
produziert wurden? Eine Beantwortung umgehen 
Sie, indem Sie pauschal alle vor dem 1. Mai 2015 
eingeführten Steine von dieser Regelung ausneh-
men. Ich würde mich nicht wundern, wenn diese 
Maßnahme den einen oder anderen Betrieb noch 
zu Großeinkäufen vor diesem Stichtag veranlasste.  

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Vor vielen Jahren war es wichtig, dass ein Verstor-
bener aus Gründen der Hygiene und des Gesund-
heitsschutzes zügig bestattet wird. Inzwischen ste-
hen viele technische Möglichkeiten zur Verfügung, 
sodass hier keine Eile mehr geboten ist. Ein Kritik-
punkt an der ursprünglichen Gesetzesvorlage war 
für die Liberalen, dass nicht nur eine Erdbestattung 
innerhalb von acht Tagen erfolgen sollte, sondern 
künftig auch die Kremierung des Leichnams. Erste-
res war in der Vergangenheit schon häufig schwie-
rig – zum Beispiel wegen Feiertagen an Weihnach-
ten oder Ostern. Auch wenn sich Angehörige im 
Ausland aufhielten, wurden diese wegen der Acht-
Tages-Frist häufig vor große Herausforderungen 
gestellt. Es konnte zwar immer eine Ausnahmege-
nehmigung beantragt werden; für die Hinterbliebe-
nen führte das jedoch zu zusätzlichen Belastungen. 

Eine Einäscherung innerhalb von acht Tagen je-
doch ist kaum möglich, da sich viele Menschen eine 
Trauerfeier mit Sarg wünschen. Dieser Wunsch und 
eine Kremierung innerhalb von acht Tagen wären in 
der Praxis nicht vereinbar gewesen. Das wurde 
auch von den Experten in der Anhörung betont. Die 
auf zehn Tage geänderte Frist sorgt nun zumindest 
für eine gewisse zeitliche Entspannung.  

Die FDP-Landtagsfraktion hat bereits 2011 die Lan-
desregierung aufgefordert, sich für eine Erleichte-
rung islamischer Bestattungen in Nordrhein-
Westfalen einzusetzen. Zwar gibt es mittlerweile ei-
nige Städte wie zum Beispiel Köln, Duisburg, Wup-
pertal oder Münster, wo islamische Bestattungen 
erfolgen können; von einem bedarfsgerechten An-
gebot konnte aber bei Weitem noch nicht gespro-
chen werden. Unseren muslimischen Mitbürgern ist 
es aber verständlicherweise wichtig, die Bestattung 
entsprechend ihrer Religion durchzuführen.  

Während die Migranten der ersten Generation häu-
fig in ihrem Heimatland beigesetzt werden wollten, 
wünschen sich inzwischen viele Muslime eine Bei-

setzung in ihrem langjährigen Wohnort hier in Nord-
rhein-Westfalen. Städte und Gemeinden können 
nun zukünftig entscheiden, die Errichtung und den 
Betrieb von Friedhöfen auch gemeinnützigen Reli-
gionsgemeinschaften oder religiösen Vereinen zu 
übertragen. Das und auch die Beerdigung, die künf-
tig bereits nach 24 Stunden durchgeführt werden 
kann, werden in der Gesetzesvorlage berücksich-
tigt. Damit erfüllen Sie auch eine alte Forderung der 
FDP-Fraktion im Landtag von Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von der FDP) 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ein wichtiger Punkt im Bestattungsgesetz ist die 
Leichenschau, die nach dem Ableben eines Men-
schen durchzuführen ist. In der Vergangenheit war 
eine zweite Leichenschau lediglich bei einer ge-
wünschten Einäscherung oder selbstverständlich 
beim Verdacht eines unnatürlichen Todes vorge-
schrieben. Experten gehen jedoch von jährlich weit 
über 10.000 unentdeckten und unnatürlichen To-
desfällen in Deutschland aus. Hier besteht Hand-
lungsbedarf.  

Die Älteren von Ihnen erinnern sich vielleicht noch 
an „Quincy“, eine Fernsehserie über einen soge-
nannten Coroner, dessen Tätigkeit ausschließlich 
darin bestand, Leichen gründlich anzuschauen. Im 
wirklichen Leben ist in Europa – beispielsweise in 
England und Wales – dieses Coroner-System vor-
handen: Jeder Tote wird unabhängig von einer Ver-
dachtslage auf Fremdverschulden untersucht. Dies 
erscheint mir der Idealzustand, lässt sich auf 
Deutschland bzw. Nordrhein-Westfalen leider nicht 
so einfach übertragen. Außerdem spielen – wie im-
mer – auch die Kosten eine nicht unerhebliche Rol-
le.  

Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf soll nun-
mehr generell eine zweite Leichenschau durchge-
führt werden. Das ist sinnvoll und richtig; aber leider 
ist das nur für Modellregionen geplant. Nach Mei-
nung zahlreicher Sachverständiger wäre das für das 
ganze Land sinnvoll und sollte spätestens im An-
schluss an das Modellprojekt flächendeckend ein-
geführt werden. 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Das Bestattungsgesetz hat durch die Diskussion im 
Ausschuss und die Anhörung der Sachverständigen 
eine Reihe von Verbesserungen erfahren. Einige 
Forderungen und Wünsche der Liberalen wurden 
ebenfalls berücksichtigt. Da es aber an zahlreichen 
Stellen überflüssige Bürokratie mit sich bringt, wird 
sich die FDP-Fraktion bei der Abstimmung enthal-
ten. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Schneider. – Für die Fraktion der Piraten 
spricht der Kollege Wegner.  
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Olaf Wegner (PIRATEN): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Men-
schen im Stream und auf der Tribüne! Die Men-
schen haben viele unterschiedliche Wünsche und 
Vorstellungen darüber, was mit ihrem Körper ge-
schehen soll, nachdem sie gestorben sind. Mindes-
tens genauso viele unterschiedliche Arten gibt es, 
wie Menschen trauern und sich von Verstorbenen 
verabschieden und ihrer gedenken. 

Diese Wünsche und Vorstellungen sind mindestens 
so real wie die Menschen, die sie haben, und dürfen 
deshalb nicht ignoriert werden. Aufgrund dieser 
Vielzahl wird es im Zusammenhang mit Bestattun-
gen und Totenkulten immer wieder Wünsche und 
Vorstellungen geben, die andere nicht nachvollzie-
hen können. Diese unterschiedlichen Wünsche und 
Vorstellungen gehen sogar so weit auseinander, 
dass die Wünsche und Vorstellungen des einen von 
dem anderen als würde- und ehrverletzend emp-
funden werden.  

Aber sind das wirklich konkurrierende Wünsche und 
Vorstellungen? Schließen diese Wünsche und Vor-
stellungen einander aus? – Ich meine: Nein! Denn 
wenn wir mit den sterblichen Überresten eines 
Menschen so umgehen, wie es sich der jeweilige 
Mensch gewünscht hat, sehe ich an keiner Stelle 
eine Würde- oder Ehrverletzung. Ich sehe schon 
eher eine Würde- oder Ehrverletzung, wenn dies 
eben nicht geschieht, wenn also den Wünschen des 
Verstorbenen nicht entsprochen wird.  

Dafür mag es in dem einen oder anderen Fall ganz 
vernünftige Gründe geben. Aber es gibt auch viele 
Stellen oder Sachen, die nach dem Gesetz noch 
verboten sind, für die ich aber keine Erklärung finde. 

Ich plädiere dafür, diese unterschiedlichen Wünsche 
und Vorstellungen über Beisetzung und Verab-
schiedung in größtmöglicher Freiheit zu respektie-
ren und deren Umsetzung so weit wie möglich zu 
realisieren.  

Lassen wir Orte außerhalb von religiösen Friedhö-
fen oder Waldfriedhöfen zu, an denen sich auch 
Andersdenkende von ihren Lieben so verabschie-
den können, wie sie es sich gewünscht haben. Ge-
ben wir den Menschen die Möglichkeit, ihrer Ver-
storbenen so zu gedenken, wie sie es wünschen. 
Unter Beachtung eines aufgeklärten Miteinanders 
wäre es möglich, den unterschiedlichen Gruppen in 
unserer Bevölkerung die Umsetzung ihrer Wünsche 
und Vorstellungen zu gestatten. Das wird mit dem 
Gesetz aber leider nicht getan. 

In dem Gesetzentwurf sind die Möglichkeiten zwar 
minimal erweitert worden, dies reicht uns aber bei 
Weitem nicht aus. Noch immer ist alles andere als 
das Bestatten der Asche Verstorbener verboten. 
Deshalb empfehle ich meiner Fraktion, sich bei dem 
Gesetz zu enthalten, um den minimalen Verbesse-
rungen, die es enthält, nicht im Wege zu stehen. 

Sehr gefreut, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD und den Grünen, haben wir uns über Ihren 
Antrag, mit dem Sie die Nutzung von durch Kinder-
arbeit hergestellte Grabsteine untersagen wollen; 
denn wie so oft zeugte der von der Landesregierung 
eingebrachte Entwurf in diesem Zusammenhang 
eher von der Haltung: „Wasch mich, aber mach mir 
den Pelz nicht nass!“ Deshalb werden wir Ihrem 
Änderungsantrag natürlich zustimmen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wegner. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Frau Ministerin Steffens. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte noch einmal 
ganz kurz den Werdegang dieses Gesetzes und 
darüber hinaus aufzeigen, warum wir uns jetzt hier 
mit diesem Gesetz befassen. 2000/2003 – der eine 
oder die andere war damals schon dabei – hatten 
wir ein langes Gesetzgebungsverfahren. In diesem 
Verfahren wurde ziemlich klar und deutlich, was 
auch heute in Bezug auf die beiden Pole der Rede-
beiträge von Norbert Post und Frau Schneider deut-
lich geworden ist, dass wir nämlich eine sehr unter-
schiedliche Bedarfs- und Diskussionslage haben, 
was denn eigentlich mit dem Bestattungsgesetz wie 
geregelt werden soll. 

Wir hatten damals eine sehr emotionale Diskussi-
on – bis hin zu der durch das Plenum getragenen 
Grableuchte des FDP-Abgeordneten für die Ministe-
rin. Dabei ging es gerade um die Frage, wie weit wir 
in der Gesellschaft mit einer Veränderung innerhalb 
der Bestattungskultur gehen. Weiterhin ging es um 
die Frage: Wieviel Veränderung verträgt eine Ge-
sellschaft? Ich glaube, dass viele diesbezügliche 
Punkte damals in Nordrhein-Westfalen quer über 
alle Bereiche hinweg sehr deutlich diskutiert worden 
sind. Darüber, dass es über dieses Bestattungsge-
setz eine sehr viel sachlichere Diskussion gegeben 
hat, habe ich mich sehr gefreut; denn ich glaube, 
dass das der richtige Umgang mit unserer Bestat-
tungskultur ist. 

Damals wurde im Gesetz verankert, dass wir eine 
Evaluierung durchführen. Schon damals, 2009, hat 
mein Vorgänger Karl-Josef Laumann diese Evaluie-
rung auf den Weg gebracht. Bevor ich gleich auf die 
Details eingehen werde, stelle ich fest, dass ich 
über die beiden Redebeiträge einerseits von 
Norbert Post und andererseits von Frau Schneider 
erstaunt bin; denn sie hatten innerhalb der schwarz-
gelben Landesregierung die Möglichkeit, all die Din-
ge, die sie in reiner Lehre in Bezug auf die Umset-
zung für richtig und notwendig halten, auch umzu-
setzen. 
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Herr Post, deswegen muss ich an der Stelle noch 
einmal klar und deutlich auf Sie eingehen: Sie ha-
ben es in der schwarz-gelben Regierung nicht ge-
schafft, diese Punkte, die wir jetzt gar nicht neu ein-
führen, zu ändern. Zum Beispiel ging es um die 
anonyme Bestattung, die 2003 – oder sogar schon 
davor – eingeführt wurde. Sie haben es gar nicht 
angepackt. Sie haben überhaupt nicht versucht, ei-
nen Gesetzesentwurf auf den Tisch zu legen, weil 
Sie wussten, dass die gesellschaftlichen Realitäten 
da ein Stück weit anders sind. 

Die FDP hätte wahrscheinlich – wie Frau Schneider 
eben sagte – lieber die Freigabe des Diamanten 
gehabt. Sie hätten lieber eine Rückkehr gehabt. 
Deswegen denke ich, dass an diesen beiden Polen 
deutlich geworden ist, wie ausgewogen eigentlich 
das von der jetzigen Landesregierung vorgelegte 
Gesetz ist. 

Mit diesem Gesetz werden einerseits Änderungs-
bedarfe innerhalb der Gesellschaft ernst genommen 
und auf den Weg gebracht. Andererseits wird das, 
was wir in Bezug auf den Erhalt einer Bestattungs-
kultur an Bedarf haben, an der Stelle bewahrt. Des-
wegen war es der Auftrag der Evaluierung, das Ge-
setz auf seine Defizite hin zu überprüfen. Einige der 
Punkte, die Sie jetzt angesprochen haben, sind bei 
der Evaluierung gar nicht als Veränderungsbedarfe 
benannt worden. Darüber hinaus haben wir als 
Landesregierung andere Punkte – auch in der 
Form – gar nicht aufgegriffen. 

Es gab schon in dem Gesetzentwurf, den wir bei 
der ersten Lesung eingebracht haben, drei Punkte, 
die, denke ich, für Nordrhein-Westfalen sehr wichtig 
bzw. wesentlich sind. Wir werden sie zum Glück 
heute gemeinsam auf den Weg bringen können. 

Der erste Punkt ist von vielen angesprochen wor-
den. Es gibt – wenn ich das in der Debatte richtig 
verfolgt habe – bis auf die FDP-Fraktion einen brei-
ten Konsens hier im Parlament – darüber freue ich 
mich sehr –, dass es, was die Möglichkeiten der 
Friedhofsträger anbelangt, im Hinblick auf die Grab-
steine ein Aufstellungsgebot gibt. Darüber gibt es 
einen breiten Konsens.  

Der zweite Punkt – das ist schon mehrfach in der 
Debatte angesprochen worden – betrifft die Mög-
lichkeit der Errichtung von rein muslimischen Fried-
höfen. Ich meine, wenn wir klar und deutlich sagen, 
dass wir eine Integration der Menschen in diesem 
Land – egal welcher Herkunft sie sind – haben wol-
len, heißt das, dass Integration nicht mit dem Tod 
aufhört, sondern dass wir uns auch mit der Sterbe-
kultur, den Bedarfen und den Rahmenbedingungen 
für die Menschen auseinandersetzen müssen. Auch 
das ist, finde ich, ein ganz wichtiger Punkt. 

Der dritte Punkt betrifft die Maßnahmen und Ver-
besserungen in Bezug auf die Leichenschau. Das 
ist ebenfalls ein ganz wichtiger Punkt, auch wenn da 
die Vorstellungen darüber, warum wir ihn angehen 

müssen, ein Stück weit auseinander gehen. Auch 
darauf werde ich gleich noch einmal eingehen. 

Am meisten – darüber gab es Konsens – wurde der 
Punkt der Grabsteine erwähnt, die durch Kinderar-
beit hergestellt wurden. Das ist ein Beitrag im 
Kampf gegen die Kinderarbeit, der ganz wichtig ist. 
Auch darüber wurde hier in Nordrhein-Westfalen 
schon lange diskutiert. Mein Vorgänger Karl-Josef 
Laumann hatte sich dieses Themas ebenfalls ange-
nommen. Er machte – dabei nahm er den Aus-
schussvorsitzenden und andere mit – eine Reise 
nach Indien, um sich die Situation vor Ort anzugu-
cken.  

In der Debatte war – das war Ausgangslage für un-
seren ersten Entwurf – der Wunsch insbesondere 
der kirchlichen Friedhofsträger nach einer echten 
Verbotsmöglichkeit geäußert worden. Wir haben 
den Entwurf gemacht und ihn auf Grundlage des 
Urteils vom 16. Oktober 2013 hinterfragen müssen. 
Daher haben wir eine längere Diskussionsschleife 
gerade wegen dieses Themas gemeinsam ver-
bracht.  

Klar ist, dass das Verwendungsverbot grundsätzlich 
verfassungsrechtlich legitimiert ist und dass wir es 
umsetzen können. Aber die Berufsausübungsfrei-
heit der Steinmetze ist unzumutbar beeinträchtigt, 
wenn wir hierüber keine klare Regelung haben, wie 
dieser Nachweis geführt werden kann. Das haben 
wir jetzt geregelt.  

Klar ist auch, dass der ursprüngliche Entwurf, nach 
der jede Gemeinde das selbst regeln können sollte, 
nicht funktioniert. Deswegen gibt es heute einen 
Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen, der die-
ses Aufstellungsverbot rechtssicher gestaltet.  

Zu den Anmerkungen von Frau Schneider: An die-
ser Stelle ist das sehr unkompliziert und nicht sehr 
bürokratisch mit einer einfachen Zertifizierung um-
zusetzen. Denn bei Grabsteinen ist es sehr einfach, 
das Herkunftsland und damit die Herkunft der Stei-
ne nachzuvollziehen. Deswegen gibt es keinen 
nennenswerten Bürokratieaufwand, zumindest kei-
nen Bürokratieaufwand in einem Maße, den der 
Schutz der Kinder, den wir damit herstellen, nicht 
legitimieren würde.  

(Beifall von den GRÜNEN und Josef 
Neumann [SPD]) 

Der zweite Punkt in der Debatte, der zu einem Dis-
sens mit der CDU-Fraktion geführt hat, ist die Frage 
der muslimischen Bestattungen. Ein Viertel der 
Menschen in Nordrhein-Westfalen hat eine Migrati-
onsgeschichte. Wichtig ist, dass diese Menschen, 
die nach wie vor häufig die Bestattung im Herkunfts-
land vollziehen, Nordrhein-Westfalen nicht nur als 
ihren Lebensmittelpunkt, sondern auch als den Ort 
sehen, an dem sie über den Tod hinaus bleiben 
wollen.  



Landtag   02.07.2014 

Nordrhein-Westfalen 6240 Plenarprotokoll 16/62 

 

Deswegen ist es wichtig, die Rahmenbedingungen 
so zu schaffen, wie sie die Menschen mit muslimi-
schem Hintergrund haben wollen. Dafür müssen wir 
nicht nur Orte, sondern auch die notwendigen 
Rahmenbedingungen für ihre Bestattungsriten 
schaffen, die sich in vielen Punkten von christlichen 
Begräbnissen unterscheiden.  

Norbert Post hat eben gesagt, es gebe gerade in 
größeren Städten auf kommunalen Friedhöfen ei-
gene, ausgewiesene Felder. Sie meinen, das sei 
ausreichend. Nein, es gibt viele, die eine andere 
Bestattungsform und eine andere Trägerschaft wol-
len. Falsch ist, den Eindruck zu vermitteln, das 
müssten die Kommunen machen und damit seien 
hohe Risiken verbunden. Wir haben vielmehr mit 
dem Gesetzentwurf genau die Möglichkeit für die 
Kommunen geschaffen, das selbst entscheiden und 
vor Ort klären zu können, damit sie nicht blind in ir-
gendwelche Risiken laufen, sondern das entspre-
chend ihrer kommunalen Position umsetzen kön-
nen. 

Der Kollege Neumann wird gleich auf das Beispiel 
Wuppertal eingehen. Ich freue mich sehr darüber, 
dass die Stadt Wuppertal mit dem ersten muslimi-
schen Friedhof ein bundesweit einmaliges Beispiel 
auf den Weg bringen will.  

Ich möchte, dass wir die Rahmenbedingungen dafür 
schaffen. Ich halte das für wichtig ist, und es steht 
uns als Gesellschaft gut an, die Bedarfe und Be-
dürfnisse aller Menschen gleichermaßen mit den 
Rahmenbedingungen zu unterstützen.  

Der Punkt der Leichenschau – das habe ich eben 
schon gesagt – hat zu unterschiedlichen Reaktio-
nen geführt. Wir haben schon beim letzten Bestat-
tungsgesetz und darüber hinaus immer wieder die 
Diskussion geführt: Sind die heutigen Leichen-
schauen so exakt, dass die wirkliche Todesursache 
erfasst wird? Es gab viele Diskussionen darüber, ob 
die Todesfeststellung und die Ermittlung der Todes-
art nicht voneinander getrennt werden kann.  

Frau Schneider, Sie haben eben Zahlen genannt, 
wie viele Fälle bei der Leichenschau – vielleicht aus 
Ihrer Blickrichtung – falsch im Hinblick auf die To-
desursache beurteilt worden seien. Das alles wis-
sen wir nicht wirklich. Es liegt zwar eine Studie vor, 
die aber überhaupt nicht übertragbar ist. Bei ihr ist 
nicht klar, ob die immer wieder im Raum stehende 
falsche Diagnose bei Todesursachen wirklich Fakt 
ist.  

Deswegen können wir nicht flächendeckend eine 
zweite Leichenschau fordern. Erstens haben wir da-
für die Ärzte nicht. Zweitens gibt es dafür die Res-
sourcen nicht. Drittens ist nicht klar, ob sie über-
haupt notwendig ist. Deswegen wollen wir in Modell-
regionen ermitteln, ob man überhaupt eine zweite 
Leichenschau braucht. Herr Post, es ist nicht sinn-
voll, die Stichproben irgendwo per Zufall zu neh-
men. Wir wollen Sicherheit, Klarheit und Transpa-

renz haben, um nicht weiter im Nebel zu stochern 
und um zu wissen, was notwendig ist.  

Ich möchte auf zwei Punkte jenseits der großen und 
bedeutenden Aspekte eingehen. Norbert Post, Sie 
haben eben klar und deutlich hervorgehoben, dass 
Sie die Nachweispflicht der Urne begrüßten. Im 
Nachsatz haben Sie ausgeführt, das sei falsch we-
gen der Krematorien geregelt.  

(Zuruf von Norbert Post [CDU]) 

Dabei haben Sie nicht ausgeführt, dass klar sei, 
dass die Krematorien nach wie vor nur beliehen 
würden und dass das ausschließlich der öffentlichen 
Hand vorbehalten sei. Deswegen ist Ihr Argument, 
das seien nur die Krematorien, völlig falsch. Die 
Krematorien sind vielmehr die richtige Stelle dafür.  

(Widerspruch von Norbert Post [CDU]) 

Wir halten das nach wie vor für den sinnvollen Weg. 
Daher ist bei Ihnen aus meiner Sicht das eine oder 
andere durcheinandergegangen.  

Ich möchte nochmals den zweiten Punkt anspre-
chen – ich habe ihn eingangs schon erwähnt –: Sie 
haben zum Schluss Ihrer Rede eine breite Einlas-
sung bezogen auf die anonyme Bestattung ge-
macht. – Die anonyme Bestattung hat etwas mit 
dem Selbstbestimmungsrecht der Menschen zu tun. 
Sie sollen für ihren Todesfall festlegen können, dass 
sie anonym bestattet werden wollen.  

Das ist eine Realität, wie wir sie in Nordrhein-
Westfalen an vielen Stellen vorfinden, und wo auf 
den Friedhöfen der Umgang gerade mit anonymen 
Bestattungen oft ein sehr würdevoller ist. 

Auf vielen Friedhöfen in Nordrhein-Westfalen finden 
viertel- oder halbjährlich Trauerfeiern an den Fel-
dern der anonymen Bestattungen für die Menschen 
statt, die zwar wissen, dass ihre Angehörigen dort 
bestattet sind, die aber vielleicht das Feld nicht ken-
nen. 

Die anonyme Bestattung ist insofern zwar eine Ent-
scheidung, vielleicht nicht mit Grabstein, mit Prunk 
und mit Blumen bestattet zu werden, aber das steht 
nicht im Widerspruch dazu, dass der Friedhof den-
noch ein Trauerort sein kann. In diesem Sinne ha-
ben wir damals in 2003 diese Regelung für die 
Frühchen eingeführt; das gilt aber auch für andere. 

Deswegen finde ich es schon etwas arg übertrie-
ben, … 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter: … wenn Sie den 
Untergang des Abendlandes für den Fall heraufbe-
schwören, dass die anonyme Bestattung in Nord-
rhein-Westfalen nicht aufgehoben würde, weil es bei 



Landtag   02.07.2014 

Nordrhein-Westfalen 6241 Plenarprotokoll 16/62 

 

einer anonymen Bestattung an Würde und einem 
Ort zum Trauern fehlte.  

Ich freue mich, dass wir dieses Bestattungsgesetz 
heute – hoffentlich – auf den Weg bringen, und ich 
glaube, dass zwischen den Positionen von CDU 
und FDP genau der richtige Weg liegt für die Bedar-
fe der Menschen in Nordrhein-Westfalen. – Danke. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Jetzt hat Herr Kollege Neumann für die 
SPD-Fraktion das Wort. 

Ich will noch einmal darauf aufmerksam machen, 
dass das Grundgemurmel hier im Raum relativ laut 
ist und der Geräuschpegel ansteigt. 

Josef Neumann (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren! Menschenrechte sind da 
zu Hause, wo die Menschen wohnen, wo sie leben, 
wo sie arbeiten und auch da, wo sie sterben. 

Eine moderne Gesellschaftspolitik auf der Höhe der 
Zeit, die den demografischen Entwicklungen und 
dem Deutschland von heute Rechnung trägt, 
schließt das Bestattungswesen mit ein: aus Achtung 
und Respekt vor den Verstorbenen und ihrer Wür-
de, aber genauso aus Achtung, Respekt und Würde 
vor den Angehörigen, Freunden und ihrem sozialen 
Umfeld. 

Die Art und Weise, in der ein Land den Tod, die To-
ten und ihre Familien behandelt, verrät viel über die 
humanitären Qualitäten und die politische Kultur 
dieses Landes. Dabei gilt es, die Individualität und 
die Wünsche der Menschen zu berücksichtigen. 
Weil dem so ist, befinden wir heute nicht allein über 
ein Gesetz zur Änderung des Bestattungsgesetzes, 
sondern über einen maßgeblichen integrationspoliti-
schen Schritt, dem gleichermaßen faktisch wie 
symbolisch eine außerordentliche Bedeutung zu-
zumessen ist. 

Der rot-grüne Entschließungsantrag unterstreicht 
noch einmal diesen qualitativen Sprung, der statt 
von Furcht und Misstrauen von Wertschätzung, reli-
giöser Vielfalt und freier Religionsausübung getra-
gen ist. Ein selbstbewusstes Nordrhein-Westfalen 
erweist sich heute als interkulturell und menschen-
rechtlich erwachsenes Land. 

Mit diesem Gesetzentwurf wollen wir Zeichen set-
zen. Ja, Kollegin Schneider, wir wollen auch ein 
Zeichen setzen zum Schutz von Kindern vor Aus-
beutung. Und mag dies auch mit einer gewissen 
Form von Bürokratie verbunden sein, so sage ich 
Ihnen: Die Menschenwürde dieser Kinder ist es 
wert, dass wir sie vor Ausbeutung schützen. 

(Beifall von der SPD) 

Erlauben Sie mir aber, mich auf einen wichtigen As-
pekt zu konzentrieren: die Frage der nicht christli-
chen, vor allem muslimischen Friedhöfe. Ich spre-
che hier zu Ihnen als Landespolitiker, aber zugleich 
als Abgeordnete aus der Stadt Wuppertal, die hier 
eine Vorreiterrolle einnimmt. Dort haben sich schon 
vor Jahren verschiedene Akteure – gerade auch die 
Interessensgemeinschaft der lokalen Moscheever-
eine – mit ausdrücklicher Unterstützung auch der 
Landtagsabgeordneten der SPD auf den Weg ge-
macht, den landesweit ersten Friedhof dieser Art 
Wirklichkeit werden zu lassen.  

Die heutige Entscheidung schafft die erste ent-
scheidende gesetzliche Grundlage, dass dieser 
lang gehegte, bei den Muslimen seit Jahrzehnten 
vorhandene Traum endlich Wirklichkeit wird. In-
tegration und soziale Inklusion können sich nicht auf 
einzelne Personengruppen und Lebensphasen be-
schränken. Echte, ernsthafte Integration reicht von 
der Wiege bis zur Bahre. 

Ist es nicht merkwürdig, wenn wir Menschen musli-
mischen Glaubens bisher signalisiert haben: „Bis 
zum Sterben seid ihr hier willkommen und gehört 
durchaus zu uns, aber danach ist es uns ganz recht, 
wenn ihr in die Länder eurer Vorfahren oder in eure 
Geburtsländer zurückkehrt“? 

(Zuruf von der CDU: So ein Unfug!) 

Sind wir uns eigentlich dessen bewusst, was es be-
deutet, wenn Muslime hier in Deutschland auf mus-
limischen Friedhöfen unter Berücksichtigung islami-
scher Glaubensgrundsätze und Bestattungsriten 
beerdigt werden wollen, wenn sie und ihre Familien 
darauf Wert legen, unweit ihres Lebensmittelpunk-
tes und in der Nähe ihrer Angehörigen eine Grab-
stätte zu finden? 

Lassen Sie mich hier den Satz einschieben: Davon 
können auch in Deutschland viele Menschen, die in 
einem Krieg vertrieben wurden und immer wieder in 
die Heimat zu den Gräbern zurückkehren, ein Lied 
singen.  

Es ist ja nun nicht gerade so, dass die Politik mus-
limischen Menschen die Neuregelung des Bestat-
tungsgesetzes aufzwingen würde. Sie selber haben 
diese Möglichkeit angeregt und den Willen artiku-
liert, dass sie, ihre Eltern und ihre Kinder hier beer-
digt werden können. 

Häufig wird von Migrantinnen und Migranten Identi-
fikation eingefordert, werden eigentümliche Begriffe 
wie „Integrationsbereitschaft“ und „Integrationswil-
len“ verwandt. Gibt es eine deutlichere Form von 
Identifikation und des Integrationswillens, als hier, 
wohnortnah, allen Diskriminierungserfahrungen zum 
Trotz seine letzte Ruhestätte zu finden? – Die Bot-
schaft lautet: Wir sind hier zu Hause, das ist unsere 
Heimat.  

Zugleich zeigt unsere Entschließung, dass wir 
selbstverständlich den Wunsch mancher Familien, 
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sich auch zukünftig im Ausland bestatten lassen zu 
wollen, respektieren und die entsprechenden not-
wendigen Verfahren unbürokratischer gestalten wol-
len. Darauf sind die Vorredner schon mehrfach ein-
gegangen. 

Ja, Herr Post, mich befremdet das Vorgehen der 
CDU, das sich in das hier seit Jahren gezeigte Bild 
nahtlos einfügt und von sehr kritischen Fragen im 
Zusammenhang mit muslimischen Friedhöfen be-
stimmt ist.  

Sie koppeln die Übertragung daran, dass die Religi-
onsgemeinschaften oder religiösen Vereine als 
Körperschaften des öffentlichen Rechts im Sinne 
des Körperschaftsstatus anerkannt sein müssen. 
Eine Öffnung des Bestattungsgesetzes für andere 
als die genannten öffentlich-rechtlichen Vereine und 
Verbände ist aber in der Regel nicht organisations-
kulturell zur Erlangung der Körperschaft für musli-
mische Vereine geeignet. Im Klartext: Ihr Ände-
rungsvorschlag kommt praktisch bis auf Weiteres 
nicht nur einem Verzögerungsgesetz, sondern ei-
nem Verhinderungsgesetz für muslimische Friedhö-
fe in Nordrhein-Westfalen gleich. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Was wollen Sie den Bürgerinnen und Bürgern im 
Monat Ramadan dazu sagen? 

Infolge der Verabschiedung des Bestattungsgeset-
zes werden wir in Wuppertal hoffentlich demnächst 
das kleine Wunder der Vereinigung dreier Weltreli-
gionen nach dem Tod erfahren dürfen. Drei Fried-
höfe – ein christlicher, ein jüdischer, ein muslimi-
scher – werden unmittelbar aneinandergrenzen. Der 
eine wird des anderen direkter Nachbar sein. Ja, da 
darf man stolz und glücklich sein. Die Betreiberge-
sellschaft will den Friedhof auf einem ehemaligen 
Grundstück des evangelischen Kirchenkreises er-
richten. 

Diesem gewollten Wunder ist 2002 in Wuppertal be-
reits ein anderes vorausgegangen: die Behei-
matung der neuen Bergischen Synagoge auf dem 
Grundstück der reformierten Gemarker Kirche – 
buchstäblich Wand an Wand und bundesweit ein-
malig. 

Keine Rede, kein Text kann stärker sein als diese 
beiden Bilder der Wirklichkeit. Sie zeigen, dass die 
religiöse Vielfalt im Land Nordrhein-Westfalen eine 
Heimat gefunden hat und unwiderrufliche Realität 
geworden ist. Erweisen wir uns dieser Realität als 
würdig! Stimmen wir für dieses vernünftige neue 
Gesetz! – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Neumann. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Asch. 

Andrea Asch (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Mit diesem Gesetz wird 
auch ein Bereich geregelt, der uns Grünen beson-
ders wichtig ist. Dabei geht es um die Grabsteine 
aus ausbeuterischer Kinderarbeit. 

Wir wissen: In Indien arbeiten 12 Millionen Kinder, 
um den Lebensunterhalt für sich und ihre Familien 
zu verdienen. Hunderttausende schuften in Stein-
brüchen unter gesundheitlich katastrophalen Bedin-
gungen. Sie müssen 45 kg schwere Presslufthäm-
mer festhalten, mit gefährlichen Sprengstoffen han-
tieren und ungeschützt riesige Granitblöcke aus 
dem Stein sprengen. 

Diese Kinder arbeiten dort, damit in Deutschland 
billig Grabsteine verkauft werden können. Zwei Drit-
tel aller Grabsteine in Deutschland kommen nämlich 
aus Indien. Deutschland bezieht insgesamt knapp 
50.000 t Naturstein pro Jahr von dort. 

In diesen Steinbrüchen schuften die Kinder in der 
Regel zwölf Stunden täglich. Sie arbeiten ohne 
Mundschutz und leiden in der Folge oft unter chro-
nischen Lungenerkrankungen. Die Konsequenz ist, 
dass die Lebenserwartung der Betroffenen häufig 
nur zwischen 35 und 38 Lebensjahren liegt. Der 
Teufelskreis der Armut schließt sich auch, weil die 
Kinder, die in diesen Steinbrüchen arbeiten, natür-
lich nicht oder nicht regelmäßig zur Schule gehen 
können. 

Das wollen wir nicht länger zulassen. Deshalb han-
deln wir hier in Nordrhein-Westfalen und schaffen in 
diesem Bestattungsgesetz eine gesetzliche Rege-
lung dafür. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Meine Damen und Herren, darüber freue ich mich 
sehr. Heute regeln wir gesetzlich, dass Grabsteine 
aus ausbeuterischer Kinderarbeit zukünftig nicht 
mehr auf den Gräbern in Nordrhein-Westfalen ste-
hen. Wir regeln, dass bei uns nur Grabsteine aufge-
stellt werden dürfen, die nicht aus Kinderarbeit 
stammen. Damit leisten wir einen wichtigen Beitrag 
zum fairen Handel. 

Wir wissen aber auch, dass das erst der Beginn ei-
nes weiten Weges ist. Die gesamte Steinindustrie, 
die Produktionsbedingungen in der Textilindustrie, 
auf die wir in den letzten Wochen durch Medienbe-
richte aufmerksam gemacht wurden, die Gewinnung 
von Rohstoffen für unsere Handys, die Bergbaube-
triebe, aus denen ein Großteil unserer Steinkohle 
kommt, und vieles mehr müssen wir anpacken, da-
mit unser Wohlstand und Überfluss in Deutschland 
und den anderen Industrieländern nicht mit der Ge-
sundheit und dem Leben von Menschen in den ar-
men Ländern bezahlt wird. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
SPD) 
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Damit kommen wir in NRW weiter unserer Verant-
wortung dafür nach, dass die von uns genutzten 
Produkte nicht auf Kosten der Gesundheit und der 
Lebensbedingungen der Menschen in den armen 
Ländern gehen. 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Andrea Asch (GRÜNE): Einen Schritt in diese 
Richtung tun wir heute mit dem Bestattungsgesetz. 
Darüber freuen wir uns sehr. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Asch. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Daher schließe ich jetzt die Debatte zu 
Tagesordnungspunkt 6 und komme zur Abstim-
mung. Wir haben insgesamt drei Abstimmungen 
durchzuführen. 

Erstens stimmen wir über den Gesetzentwurf 
Drucksache 16/2723 ab. Der Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales empfiehlt in Drucksache 
16/6138, den Gesetzentwurf mit den von ihm be-
reits in der Ausschusssitzung beschlossenen Ände-
rungen anzunehmen. Deshalb stimmen wir an die-
ser Stelle ausnahmsweise über die Beschlussemp-
fehlung ab, die diesen geänderten Gesetzentwurf 
enthält. Wer der Beschlussempfehlung Drucksache 
16/6138 seine Zustimmung geben möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist die CDU-Fraktion. Wer enthält 
sich? – Das sind die FDP und die Piraten. Mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis ist die Be-
schlussempfehlung Drucksache 16/6138 ange-
nommen und letztlich auch der Gesetzentwurf 
Drucksache 16/2723 mit den bereits beschlos-
senen Änderungen in zweiter Lesung verab-
schiedet. 

Zweitens stimmen wir über den Entschließungsan-
trag der Fraktion der CDU Drucksache 16/6222 ab. 
Wer möchte diesem Entschließungsantrag zustim-
men? – Das ist die CDU-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und 
Piraten. Möchte sich jemand enthalten? – Das ist 
nicht der Fall. Dann ist der Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU Drucksache 16/6222 mit 
dem festgestellten Abstimmungsergebnis abge-
lehnt worden. 

Drittens stimmen wir über den Entschließungsan-
trag der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen Drucksache 16/6225 ab. Wer möchte die-
sem Antrag zustimmen? – Das sind die SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – 
Die CDU und die Piraten. Stimmenthaltungen? – 
Bei der FDP. Damit ist der Entschließungsantrag 
Drucksache 16/6225 von SPD und Bündnis 90/Die 

Grünen mit dem festgestellten Abstimmungsergeb-
nis angenommen. – Nun sind wir am Ende von Ta-
gesordnungspunkt 6.  

Ich rufe auf: 

7 Rohstoffgewinnung ist sinnvoller als der 
„Salzpipelinebau“ zur Nordsee 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/6135 

Wenn sich der Geräuschpegel, der beim Verlassen 
des Plenarsaals entsteht, wieder etwas gelegt hat, 
hat Herr Kollege Fehring für die antragstellende 
Fraktion der CDU das Wort. 

Hubertus Fehring (CDU): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Für dieje-
nigen unter Ihnen, die schon länger dabei sind, ist 
das Thema „Weserversalzung“ nichts Neues. Trotz-
dem ist das Problem bisher nicht gelöst. 

Die Aktualität unseres Antrags wird überdeutlich, 
wenn Sie in den vergangenen Tagen die Presse 
verfolgt haben: Die Weser-Anrainerkonferenz hat 
mal wieder mit Nachdruck gefordert, in den Berei-
chen weiterzukommen. 

Interessant ist, dass man inzwischen das Problem 
Fernleitung nicht mehr so betrachtet, so behandelt, 
wie wir es bisher getan haben. Ich erinnere daran: 
Auch hier im Hause haben wir in der Vergangenheit 
immer einstimmig dazu gestanden und gefordert, 
dass das Problem der Weserversalzung, der Kali-
rückstände mittels einer Pipeline in die Nordsee ge-
löst werden sollte. 

Wir haben hier ohnehin dauerhaft das Problem, 
dass mehrere Bundesländer betroffen sind: wir als 
Nordrhein-Westfalen mit unseren Weseranteilen bei 
mir im Kreis Höxter, in Minden-Lübbecke und etwas 
in Lippe. Die anderen im Land interessiert das Prob-
lem leider nur wenig. Von daher ist sicherlich auch 
manches erklärlich. 

Trotzdem frage ich die Landesregierung, wie sie ih-
ren Einfluss deutlicher geltend machen will, damit 
die besagten Landesteile vor den Kaliabwässern 
geschützt werden. Wir haben es schon aus meiner 
Sicht viel zu lange diskutiert. Es müssen endlich 
Entscheidungen getroffen werden. 

(Beifall von der CDU) 

Ich erkenne auch durchaus die Maßnahmen der Ka-
liindustrie an. Die Firma Kali + Salz hat in den ver-
gangenen Jahren ca. 350/360 Millionen € in die 
Hand genommen. Und sie ist dabei, innerhalb ihrer 
Produktion Maßnahmen zur Reduzierung der Ab-
wässer einzusetzen – mit einigem Erfolg, wie man 
einfach konstatieren muss. Die Abwassermenge be-
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